


Beiträge zum Verwaltungsrecht

herausgegeben von

Wolfgang Kahl, Jens-Peter Schneider 
und Ferdinand Wollenschläger

33





Mohr Siebeck

Nina Kerstensteiner

Tiere vor Gericht?
Strukturelles Durchsetzungsdefizit im Tierschutzrecht 

und die Rolle der strategischen Prozessführung



Nina Kerstensteiner, geboren 1993; Studium der Rechtswissenschaften in Regensburg; 2017 
Erstes Juristisches Staatsexamen; Rechtsreferendariat am Oberlandesgericht München; 2020 
Zweites Juristisches Staatsexamen; Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Öffent-
liches Recht und Politik an der Universität Regensburg; 2024 Promotion.
orcid.org/0009-0008-3510-1684

ISBN 978-3-16-163696-7 / eISBN 978-3-16-163697-4
DOI 10.1628/978-3-16-163697-4

ISSN 2509-9272 / eISSN 2569-3859 (Beiträge zum Verwaltungsrecht)

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Natio-
nalbibliographie; detaillierte bibliographische Daten sind über https://dnb.dnb.de abrufbar.  
Zugl. Regensburg, Univ., Diss., 2023.

©  2024 Mohr Siebeck Tübingen.  www.mohrsiebeck.com 

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung 
außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlags 
unzulässig und strafbar. Das gilt insbesondere für die Verbreitung, Vervielfältigung, Überset-
zung und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Das Buch wurde von Laupp & Göbel in Gomaringen auf alterungsbeständiges Werkdruck- 
papier gedruckt und von der Buchbinderei Nädele in Nehren gebunden.

Printed in Germany. 



000005 /tmp/1721036114603/4106 15.07.24 11:35

Vorwort

„Die Tiere empfinden wie der Mensch Freude
und Schmerz, Glück und Unglück.“
− Charles Darwin

Seit mir zum ersten Mal bewusst wurde, dass Rechtsverstöße im Kontext des
Tierschutzrechts zu keiner gerichtlichen Kontrollmöglichkeit führen, hat mich
das Thema nicht mehr losgelassen. Ich wollte mehr darüber erfahren und habe
das dieser Arbeit zugrundeliegende Projekt gestartet. Die vorliegende Arbeit
wurde im Wintersemester 2023 von der Fakultät für Rechtswissenschaft der Uni-
versität Regensburg als Dissertation angenommen und im Februar 2024 mit dem
Juratisbona-Preis für herausragende Doktorarbeiten ausgezeichnet. Zudem
wurde sie im April 2024 von der Winter-Stiftung für die Rechte der Natur als
beste Dissertation des Jahres geehrt, worüber ich mich besonders gefreut habe.

Die Dissertation ist während meiner langjährigen Tätigkeit als wissenschaft-
liche Mitarbeiterin am Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Politik an der Uni-
versität Regensburg entstanden. An ihrer Entstehung haben viele Menschen aus
aller Welt Anteil, denen ich an dieser Stelle danken möchte.

Allen voran meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. Alexander Graser, LL.M.
(Harvard), der mir die Bearbeitung dieses Themas erst ermöglichte und mich in
jeder Phase dieser Reise unterstützte. Durch ihn habe ich Zugang zum wissen-
schaftlichen Arbeiten und sogar zum Recht an sich erlangt. Er hat meine Art des
Nachdenkens über das Recht maßgeblich geprägt und bereichert. Ich danke ihm
für die inspirierende Betreuung und für die Motivation, immer wieder einen Blick
über den Tellerrand zu werfen. Bei der Entstehung dieser Arbeit hat er mir viele
Freiheiten gelassen, stand zugleich aber, wo nötig, mit Rat und Tat zur Seite.

Herrn Prof. Dr. Alexander Tischbirek sei Dank gesagt für die Erstellung des
Zweitgutachtens sowie Herrn Prof. Dr. Wolfgang Kahl, Prof. Dr. Jens-Peter
Schneider und Prof. Dr. Ferdinand Wollenschläger für die Aufnahme in die
Reihe „Beiträge zum Verwaltungsrecht“. Gedankt sei ferner der Johanna und
Fritz Buch Gedächtnis-Stiftung, die die Drucklegung der Arbeit durch einen
Druckkostenzuschuss gefördert hat.

Ein großes Dankeschön geht an meine Kollegen am Lehrstuhl. Aufrichtig
danken möchte ich insbesondere Dr. Till Arne Storzer und Elisabeth Rauh für
die kritische Lektüre der Arbeit.

Schließlich bleibt noch, den mir wichtigsten Menschen in meinem Leben zu
danken, meiner Familie. Meiner Schwester und besten Freundin Vera danke ich
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VI Vorwort

von Herzen für die bedingungslose Unterstützung in allen Lebenslagen und für
ihr Interesse am Thema. Meinen Eltern Birgit und Josef gebührt in Worten nicht
auszudrückender Dank. Ohne ihren emotionalen Rückhalt, Stolz und unsere
Liebe wäre diese Arbeit nicht zustande gekommen. Ich möchte auch meinem Opa
Ludwig herzlichst danken, dessen bedingungslose Liebe und Stolz mich jeden
Tag aufs Neue motivieren.

Die Arbeit widme ich all den Menschen, die sich in verschiedensten Diszipli-
nen und Orten für eine bessere und gerechtere Welt einsetzen. Tiere können nicht
für sich selbst eintreten, und deshalb müssen wir für sie sprechen. Gesetze allein
bringen keine Gerechtigkeit; es ist die Verpflichtung des Rechts, den Schutz der
Schwächsten zu gewährleisten.

Ingolstadt, im Juli 2024 Nina Kerstensteiner
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A. Einleitung

Das deutsche Rechtsschutzsystem wurde einst von EuGH-Generalanwältin
Sharpston mit einem Ferrari verglichen, dessen Türen im Umweltrecht ver-
schlossen bleiben, weil mangels eines subjektiven Rechts weder der Einzelne noch
nichtstaatliche Umweltorganisationen klagebefugt sind.1 Während der EuGH
Umweltschutzverbänden mittlerweile einen Schlüssel gab, steht man im Tier-
schutzrecht weiter vor verschlossenen Türen. Die Türen des § 42 Abs. 2 VwGO
lassen sich nicht öffnen, soweit gegen das Tierschutzgesetz verstoßen wird. Dem
deutschen System wird bescheinigt, dass ihm die Antennen fehlen, um die „mit
der Eröffnung gerichtlichen Rechtsschutzes verbundene demokratiespezifische
Ventil- und Kompensationsfunktion“ zu erfüllen.2 Die Tierrechtsorganisation
PETA Deutschland e.V. versuchte am 19. November 2019 dennoch, einen Fuß in
die Tür zu bekommen. Sie erhob Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe. Die Besonderheit: Als Beschwerdeführer zu 1) wurden
Ferkel aufgeführt, die von PETA Deutschland e.V. vertreten wurden. Die – au-
genscheinliche – Absurdität der Verfassungsbeschwerde gab Anlass zur vorlie-
genden Untersuchung. Wozu Verfassungsbeschwerde erheben bei offensichtlich
fehlenden Erfolgsaussichten?

Das Erheben der Verfassungsbeschwerde verdeutlicht das Grunddilemma des
deutschen Tierschutzrechts. Während das deutsche Tierschutzrecht aus mate-
riell-rechtlicher Perspektive durchaus hohe Standards setzt,3 trübt sich der Blick
bei genauerer Betrachtung und es zeigt sich ein strukturimmanentes Implemen-
tationsdefizit. Der Grund hierfür liegt in der deutschen Entscheidung für das
System des subjektiven Rechtsschutzes. Nach § 42 Abs. 2 VwGO kann nur kla-
gen, wer durch einen Verwaltungsakt in eigenen Rechten verletzt ist. Und dort ist
des Pudels Kern: Normen des Tierschutzgesetzes stellen nach derzeitiger Ausle-
gung keine subjektiv-öffentlichen Rechte im Sinne der Schutznormlehre dar,
sondern lediglich objektives Recht. So bleibt behördliche Untätigkeit oder be-
hördliches Fehlverhalten im Tierschutzrecht weitgehend kontrollfrei. Während

1 Generalanwältin Sharpston, Schlussanträge v. 16.12.2010 – Rs. C-115/09, Slg. 2011, I
03673 Rn. 77.

2 v. Bogdandy/Huber, in: v. Bogdandy/Cassese/Huber (Hrsg.), Ius Publicum Europaeum,
Bd. 3, § 42 Rn. 96.

3 Vgl. Röttgen, BT-Plen.-Prot. 14/99, S. 9262 (B); Exner/Heldmaier Forschung & Lehre
2004, 254; Tödtmann/Zillmann ZRP 1993, 324 (325).
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Tierschutzorganisationen mangels Klagebefugnis der Rechtsweg versperrt
bleibt, fehlt es Tieren an der nötigen Rechtsfähigkeit. Es entsteht die paradoxe
Situation, dass Belange der Tierhalter4 eingeklagt werden können, Belange des
Tierschutzes hingegen nicht. Damit ist lediglich ein „zu viel“ an Tierschutz, nicht
jedoch ein „zu wenig“ an Tierschutz gerichtlich überprüfbar. Das deutsche sub-
jektive Individualrechtsschutzsystem stößt im Tierschutz an seine Grenzen. Die
Klagebefugnis als Prozessfilter ist im Tierschutzrecht nicht sachgerecht.

Insofern besteht eine erschreckende Diskrepanz zwischen den Zielvorstellung-
en des Tierschutzgesetzes und dessen Umsetzung in der Wirklichkeit. Materiell
bestehende Regelungen werden entwertet. Dabei ist doch gerade die Durchset-
zung Achillesferse eines jeden Gesetzes. Die Buchstaben des Gesetzes sind letzt-
lich nur so viel wert, wie ihre gerichtliche Durchsetzungsmöglichkeit. Tierschutz
bloß zu proklamieren kann nicht ausreichen – nicht einmal auf Verfassungs-
ebene.

Doch nicht nur der Tierschutz leidet unter dem Durchsetzungsdefizit. Durch-
setzungsdefizite stellen letztlich eine latente Beeinträchtigung des Rechtsstaats-
und Demokratieprinzips dar. Auch wenn sich der Tierschutz auf materiell-recht-
licher Ebene als fortschrittlich erweisen mag, sind doch alle Versprechen nur so
viel wert, wie sie auch tatsächlich eingelöst werden. Es stellt sich die grundlegende
Frage, welches Interesse ein demokratischer Rechtsstaat daran hat, eine objektiv
rechtswidrige Maßnahme aufrechtzuerhalten, nur weil sie mangels subjektiver
Rechtsverletzung nicht aufhebbar ist. Aus rechtsstaatlicher Perspektive erscheint
es nicht unbedenklich, Verstöße gegen Rechtsnormen ohne gerichtliche Über-
prüfungsmöglichkeit zu belassen. Nimmt der Rechtstaat einen massenhaft-
en Verstoß in Kauf und überlässt die Einhaltung dem Ermessen der Adressaten,
verliert er seinen Anspruch auf Rechtsdurchsetzung – eine Praxis, die sich nicht
nur rechtsstaatlichen, sondern auch demokratietheoretischen Einwänden ausge-
setzt sieht.

Die im Bereich des Tierschutzes aufgeworfenen Fragen betreffen letztlich
auch grundlegende Fragen in unserer Gesellschaft: Wer ist berechtigt, Zugang zu
den Gerichten zu erhalten?

I. Forschungsziel

Soweit wir unserem eigenen Anspruch auch tatsächlich gerecht werden wollen,
ist ein umfassender und leistungsfähiger Rechtsschutz zu gewährleisten. Es ist der
Erlass neuer Rechtsvorschriften erforderlich. Ohne Möglichkeit der Durchset-
zung könnte man die Tierschutzgesetzgebung leicht als Scheinmaßnahmen ab-
tun, um unser kollektives Gewissen zu beruhigen. Art. 20a GG verkommt an-

4 Aufgrund der besseren Lesbarkeit wird im Text das generische Maskulinum verwendet.
Gemeint sind jedoch selbstredend immer alle Geschlechter.
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sonsten zum tierschutzpolitischen Alibi. Die vorliegende Dissertation soll Auf-
schluss darüber geben, wie sich das strukturelle Implementationsdefizit im Tier-
schutzrecht verringern lässt. Die Perspektive ist bewusst weit gefasst. Die Arbeit
soll zur Verständnisschärfung beitragen und das Thema im Hinblick auf das
strukturelle Implementationsdefizit ausleuchten. Im Mittelpunkt der Untersu-
chung stehen dabei zwei Fragen: Welche Möglichkeiten und Instrumente kom-
men zur Lösung des Problems in Betracht? Besteht eine begründete Hoffnung,
diese – auch ohne Initiative durch die Legislative – über die Sphäre der Judikative
umzusetzen? Die Arbeit verfolgt damit im Wesentlichen zwei Ziele:

Zum einen soll eine Bandbreite an Instrumenten aufgezeigt werden, mit denen
dem Problem des strukturellen Durchsetzungsdefizit begegnet werden kann. Da-
bei soll auf die klassischerweise vorgeschlagenen Instrumente der tierlichen
Rechtspersönlichkeit und der Verbandsklage eingegangen werden. Daneben er-
scheinen auch bislang im Tierschutzrecht noch nicht diskutierte Instrumente wie
die Einführung einer Konkurrentenklage interessant. Im Hinblick auf die ein-
fachere politische Realisierbarkeit zeigt sich das Instrument der Verbandsklage
als taugliches Mittel zur Lösung des Problems, ohne dadurch den Weg zur tier-
lichen Rechtspersönlichkeit auszuschließen.

Zum anderen soll das Instrument der strategischen Prozessführung beleuchtet
werden. International und national wird versucht, mittels strategischer Prozesse
ein besseres Tierschutzrecht zu erreichen. Bei rechtspolitischen Gestaltungsan-
sprüchen wird Zuflucht zur Judikative gesucht. Anhand einer Darstellung der
bislang vorgebrachten Fälle wird analysiert, ob dies sinnvoll erscheint. Dabei
stellt sich stets die Frage, ob die in den Fällen thematisierten Rechtsprinzipien
übertragbar sind oder aber auf dem jeweiligen Rechtskontext basieren. Es zeigt
sich, dass nur in wenigen Fällen zusprechende gerichtliche Entscheidungen er-
gehen. Die Prozesse tragen jedoch zu einer erheblichen Medienpräsenz des The-
mas bei und so indirekt zu wichtigen Fortschritten im Bereich des Tierschutz-
rechts. Zwar war der Großteil der Fälle vor Gericht erfolglos, sie trugen jedoch zu
einer breiten Akzeptanz der Idee der tierlichen Rechtspersönlichkeit bei – so
kann ihnen gewissermaßen trotz gerichtlichen Niederlagen ein Erfolg zuge-
schrieben werden. Und so verliert auch die durch die Ferkel eingelegte Verfas-
sungsbeschwerde an ihrer vermeintlichen Absurdität.

II. Relevanz der Forschungsfrage

Der Tierschutz steckt historisch gesehen noch in den Kinderschuhen. Das Thema
Tierschutzrecht findet auf internationaler Ebene zwar vermehrt Beachtung, na-
tional gibt es bislang jedoch lediglich eine überschaubare Anzahl an Forschungs-
arbeiten dazu. Während das Thema philosophisch bereits eingehend bearbeitet
wurde, ist dies auf rechtlicher Ebene bislang unterblieben. Das Vertreten von
tierlichen Interessen wird bereits als vielleicht nächste große Bewegung für sozi-
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ale Gerechtigkeit bezeichnet.5 Diese entzieht sich in der deutschen Wissenschaft
bisher tiefergehender Betrachtung. Die bisherigen Arbeiten fokussieren sich zu-
meist auf spezifische Fragestellungen, ohne auf die Implementationsperspektive
einzugehen. Eine vergleichende Analyse der Lösungsmöglichkeiten insbesondere
im Hinblick auf die Realisierbarkeit erscheint zweckmäßig. Auch ergibt sich der
Eindruck, dass mehr Parallelen zum Umweltrecht gezogen werden können, da
das Rad im Tierschutzrecht nicht neu erfunden werden muss. Sinnvoll erscheint
eine verstärkte Beachtung des Zusammenhangs zwischen Umweltschutz und
Tierschutz und entsprechender Synergien beider Bereiche. Auch die internatio-
nale Perspektive auf das Thema wird in der deutschen Wissenschaft bislang we-
nig beleuchtet. Das Feld der strategischen Prozessführung schließlich wurde im
Hinblick auf das Tierschutzrecht aus nationaler Perspektive bislang kaum un-
tersucht.

5 Weisbrot, in: Australian Law Reform Commission (Hrsg.), Reform 91, 2; White, in:
Australian Law Reform Commission (Hrsg.), Reform 91, 51. Abrufbar unter https://www.alr
c.gov.au/wp-content/uploads/2009/11/Reform-91.pdf (zuletzt abgerufen am 06.03.2024).
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Ausgangspunkt soll eine kurze Bestandsaufnahme des geltenden Tierschutz-
rechts sein. Der Fokus liegt dabei auf Vorschriften, die das einzelne Tier schützen.
Der Unterschied zum Artenschutz besteht darin, dass der Tierschutz das Wohl-
ergehen des einzelnen Tieres, der Artenschutz hingegen ganze Tier- und Pflan-
zenpopulationen vor Ausrottung schützt.1 Nach einer Bestandsaufnahme wer-
den die sich derzeit ergebenden Probleme dargestellt.

I. Darstellung der gegenwärtigen Lage – Ein Überblick

In nationalen und internationalen Gesetzen und Verordnungen gibt es eine Viel-
zahl an Regelungen, die Tiere schützen sollen. Vom Tierschutzrecht sind sämt-
liche Normen zum Schutz der Tiere vor Beeinträchtigungen ihres Wohlbefindens,
ihrer Würde, ihres Lebens sowie ihrer Unversehrtheit umfasst. Dies umfasst Nor-
men des öffentlichen Rechts sowie des Straf- und Zivilrechts.2

1 Bergmann, in: Bergmann (Hrsg.), Handlexikon der Europäischen Union, „Tierschutz in
der EU“, S. 921.

2 Vgl. Teutsch, Lexikon der Tierschutzethik, Stichwort: Gesetzlicher Tierschutz, S. 70.
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1. TierSchG

Am 24. Juli 1972 wurde vom Bundestag das Tierschutzgesetz beschlossen.3 Das
deutsche Tierschutzgesetz gilt als eines der weitreichendsten weltweit.4 Es unter-
liegt dabei einem stetigen Wandel.5

Das Tierschutzgesetz versteht den Tierschutz als pathozentrisch.6 Nach § 1 S. 1
TierSchG ist es zu dem Zweck erlassen worden „aus der Verantwortung des
Menschen für das Tier als Mitgeschöpf dessen Leben und Wohlbefinden zu
schützen“. Zweck des Tierschutzgesetzes ist in Deutschland also der Schutz des
Tieres um seiner selbst willen.7 Tierschutz wird nicht damit begründet, dass Tier-
quälerei schützenswerte Interessen des Menschen verletzen würde, sondern der
Schutz des Tieres selbst wird in den Vordergrund gestellt (sog. ethisch ausgerich-
teter Tierschutz). Aus internationaler Sicht ist der ethische Tierschutz erstmals in
Deutschland implementiert worden.8 Die Stellung der Tiere als Mitgeschöpfe
wurde im Rahmen des Änderungsgesetzes vom 12. August 1986 rechtlich veran-
kert. Dies verstärkte die ethische Ausrichtung des Tierschutzgesetzes. Begrün-
dung des Änderungsgesetzes war, dass sich die Zielvorstellungen des Gesetzge-
bers hinsichtlich des ethisch begründeten Tierschutzes nicht in vollem Umfang
verwirklicht haben.9 In diesem Zuge wurden auch die Verordnungsermächtigung

3 BGBl. I S. 1277. Seit den 1960er Jahren wurde von der Öffentlichkeit ein neues bundes-
einheitliches Tierschutzgesetz gefordert, vgl. Caspar DÖV 2008, 145 (149). Zur Entstehung
des Tierschutzgesetzes vgl. beispielsweise Erbel DVBl. 1986, 1235 (1245); Hirt/Maisack/Mo-
ritz/Felde, TierSchG, Einl Rn. 5 ff.

4 Röttgen, BT-Plen.-Prot. 14/99, S. 9262 (A); Exner/Heldmaier Forschung & Lehre 2004,
254; Tödtmann/Zillmann ZRP 1993, 324 (325), vgl. auch Kloepfer/Rossi JZ 1998, 369 (371).
Teilweise wird das deutsche Tierschutzgesetz lediglich als durchschnittlich bewertet, da es sich
auf Ebene anderer West- und nordeuropäischen Länder befindet. Im Vergleich zur Schweiz
und zu Schweden seien die Bestimmungen weniger umfassend und weniger streng, Wissen-
schaftlicher Beirat Agrarpolitik beim BMEL, Wege zu einer gesellschaftlich akzeptierten
Nutztierhaltung, Gutachten, 2015, S. 106. Der Animal Protection Index (API) bewertet 50
Staaten nach ihrer Tierschutzpolitik und -gesetzgebung, vgl. https://api.worldanimalprotecti
on.org/ (zuletzt abgerufen am 06.03.2024). Deutschland bewegt sich danach im Mittelfeld,
vgl. https://api.worldanimalprotection.org/country/germany (zuletzt abgerufen am
06.03.2024).

5 Lorz/Metzger, TierSchG, Einf Rn. 49.
6 BVerfG, Urt. v. 06.07.1999 – 2 BvF 3/90, BVerfGE 101, 1 (5); Entwurf der Bundesregie-

rung für ein Tierschutzgesetz v. 07.09.1971, BT-Drs. 6/2559, S. 9. Tierschutznormen als päd-
agogische Normen für das menschliche Zusammenleben zu qualifizieren (vgl. Schlitt, Um-
weltethik, S. 97) geht daran vorbei. So mag das für den US-amerikanischen Animal Welfare
Act (AWA) gelten. Das deutsche Tierschutzgesetz schützt jedoch das Tier gerade um seiner
selbst willen.

7 Der US-amerikanische AWA ist anthropozentrisch ausgestaltet. Maßgeblich für die
Schutzbedürftigkeit ist nicht das Tier selbst, sondern der Nutzen des Tieres.

8 Lindemann/Lüdtke/Matsuzaki, Die Stellung des Tieres in der Entwicklung der Tier-
schutzgesetzgebung in Deutschland, Japan und den USA, S. 3.

9 Entwurf der Bundesregierung für ein Erstes Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes
v. 10.04.1985, BT-Drs. 10/3158, S. 1.
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für die intensive landwirtschaftliche Nutztierhaltung in § 2a TierSchG eingefügt
und Tierversuche (durch die Ethikklausel und den Tierschutzbeauftragten) ein-
geschränkt.

Als wesentlichste Vorschriften des Tierschutzgesetzes kristallisieren sich §§ 1
S. 2, 2, 17 TierSchG heraus.10 Gemäß § 1 S. 2 TierSchG darf niemand einem Tier
ohne vernünftigen Grund Schmerzen, Leid oder Schaden zufügen. § 2 TierSchG
legt demjenigen, der ein Tier hält, betreut oder zu betreuen hat, Pflichten auf. § 17
TierSchG stellt die Tötung eines Wirbeltiers ohne vernünftigen Grund (Nr. 1)
oder die Zufügung von Schmerzen oder Leiden (Nr. 2) unter Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder Geldstrafe.

Das Tierschutzgesetz kann grob in folgende Bereiche eingeteilt werden:
Grundsatzbestimmung (§ 1 TierSchG), Tierhaltergeneralklausel (§ 2 TierSchG),
besondere Verbote (§ 3 TierSchG), Töten von Tieren (§ 4 TierSchG), Eingriffe an
Tieren (§§ 5, 6 TierSchG), Tierversuchsrecht (§§ 7 bis 9 TierSchG), Eingriffe zu
Ausbildungszwecken (§ 10 TierSchG), Tierhandel (§ 11 TierSchG), Verbrin-
gungsverbote (§ 12 TierSchG), Bestimmungen über die Durchführung des Ge-
setzes (§§ 15, 16 TierSchG) und Straf- und Bußgeldvorschriften (§§ 17, 18
TierSchG). Wird die Schwelle des § 17 TierSchG erreicht, ist das Verhalten straf-
bar. In § 18 TierSchG sind Ordnungswidrigkeitstatbestände geregelt, welche sich
nach dem OWiG richten. Sowohl bei § 17 TierSchG als auch bei § 18 TierSchG
kann das betroffene Tier eingezogen werden. Daneben kann ein Tierhalteverbot
nach § 20 TierSchG verhängt werden, sofern eine Verurteilung wegen einer nach
§ 17 TierSchG rechtswidrigen Tat erfolgt.

Das Verbot des § 1 S. 2 TierSchG wird durch Pflichten in § 2 TierSchG kon-
kretisiert, welche wiederrum in Haltungsverordnungen oder in Einzelverboten
des § 3 TierSchG konkretisiert werden. Auch abgesehen davon werden die In-
halte des Tierschutzgesetzes durch Rechtsverordnungen konkretisiert. Diese
stammen zumeist aus der Feder des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft. So konkretisiert beispielsweise die auf der Ermächtigungsgrund-
lage des § 2a TierSchG beruhende TierSchNutztV die abstrakten Anforderungen
des § 2 TierSchG. Die Verbote und Gebote (beispielsweise §§ 1 S. 2, 2, 3, 5, 6, 13
und 17 TierSchG), Ermächtigungsgrundlagen für belastende Verwaltungsakte
(insbesondere § 16a TierSchG), Anzeigepflichten (beispielsweise §§ 8a, 6 Abs. 1
S. 2–5 TierSchG), Aufsicht und Überwachung (beispielsweise § 16 TierSchG) und
Genehmigungsvorbehalte (§ 4a Abs. 2 Nr. 2, 6 Abs. 3, 8, 11 TierSchG) dienen
mithin dazu, die Ziele der §§ 1 und 2 TierSchG durchzusetzen.11

Tierversuche sind im fünften Abschnitt des Tierschutzgesetzes geregelt
(§§ 7–10 TierSchG) und in der Tierschutzversuchstierverordnung (TierSch-

10 Lorz NuR 1986, 237 bezeichnet sie als Grundvorschrift über die Tierhaltung.
11 Vgl. Hirt/Maisack/Moritz/Felde, TierSchG, Einf Rn. 145.
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VersV).12 Der Tierschutzbeauftragte nach § 10 TierSchG und die Tierversuchs-
kommission nach § 15 Abs. 1 S. 2 TierSchG betreffen nur das Tierversuchsrecht.

Abgesehen von Gesetzen und Verordnungen wird ein großer Teil über anti-
zipierte Sachverständigengutachten, allgemeine Haltungsempfehlungen und
Leitlinien geregelt. Diesen kommt keine normative Verbindlichkeit zu. Sie wer-
den jedoch allgemein anerkannt. Die Gutachten finden sich auf der Internetseite
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft.13

a) Vollzug und Überwachung

aa) Vollzug

(1) Zuständigkeit

Der Vollzug der deutschen Tierschutzgesetzgebung obliegt den nach dem Recht
der einzelnen Länder zuständigen Behörden (§ 15 TierSchG).14 Bei der Zustän-
digkeit nach § 15 TierSchG handelt es sich um eine eigene Verwaltungszustän-
digkeit im Sinne des Art. 83 GG. Die Länder führen das Tierschutzgesetz in
eigener Verwaltungszuständigkeit im Sinne des Art. 83, 84 Abs. 1 GG aus. Die
jeweiligen behördlichen Zuständigkeiten sind landesrechtlich in der Regel durch
Rechtsverordnung festgelegt.15 Zuständige Behörde ist regelmäßig die untere
Verwaltungsbehörde, das heißt die Kreisverwaltungsbehörde oder das Landrats-
amt. Teil dieser Behörden ist regelmäßig das Veterinäramt, welches als Tier-
schutzbehörde bezeichnet wird. Weisungsbefugt sind die höhere (Regierungs-
präsidium/Bezirksregierung) und die oberste Tierschutzbehörde (Landesminis-
terium/Senat).16 Die Amtstierärzte sind damit in strenge Hierarchieebenen einge-
bunden. Mitarbeiter sind verbeamtete oder angestellte Tierärzte (Amtstierärzte),
die durch nichttierärztliches Dienstpersonal unterstützt werden.17 Daneben sind

12 Verordnung zum Schutz von zu Versuchszwecken oder zu anderen wissenschaftlichen
Zwecken verwendeten Tieren (Tierschutz-Versuchstierverordnung – TierSchVersV) v.
01.08.2013 (BGBl. I S. 3125), zuletzt geändert durch Art. 1 VO zur Änderung der
TierSchVersV und der VersuchstiermeldeV vom 11.08.2021 (BGBl. I S. 3570). Zu den Rechts-
grundlagen im Tierversuchsrecht m. w. N. Groß, Rechtsdurchsetzung von Tierbelangen,
S. 71 ff.

13 Dazu Lorz/Metzger, TierSchG, Einf Rn. 89.
14 Insofern ließe sich das Tierschutzrecht unter das Konzept des bürokratischen Legalis-

mus fassen. Für die Durchsetzung sind primär staatliche Akteure wie die Veterinärbehörden
zuständig. Anders ist dies beispielsweise im Umweltrecht, wo sich zunehmend Tendenzen
eines kontradiktorischen Legalismus zeigen. Dabei werden öffentliche Belange insbesondere
durch private Akteure eingebracht, vgl. zur Terminologie Kagan, Adversarial Legalism, S. 11;
Köck/Dilling DÖV 2018, 594 (595).

15 Vgl. beispielweise § 4 der bayerischen Verordnung über den gesundheitlichen Verbrau-
cherschutz (Gesundheitlicher Verbraucherschutz-Verordnung – GesVSV) v. 01.08.2017
(GVBl. S. 402), zuletzt geändert d. Gesetz v. 10.05.2022 (GVBl. S. 182).

16 Hirt/Maisack/Moritz/Felde, TierSchG, § 15 Rn. 1.
17 Groß, Rechtsdurchsetzung von Tierbelangen, S. 59.
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auch der Zoll (§ 14 TierSchG), die Gemeinden, die Polizei als Behörde der Ge-
fahrenabwehr und die Strafverfolgungsbehörden zuständig. Die obersten Lan-
desbehörden sind für die Landwirtschaft und die Lebensmittelsicherheit zustän-
dig. Im Bund ist der Tierschutz dem Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft zugeordnet. Vor Erlass von Rechtsverordnungen und allgemei-
ner Verwaltungsvorschriften ist eine Tierschutzkommission anzuhören, vgl. § 16b
Abs. 1 S. 2 TierSchG.18

(2) Anordnungen

Nach § 16a Abs. 1 S. 1 TierSchG trifft die zuständige Behörde die zur Beseitigung
festgestellter Verstöße und die zur Verhütung künftiger Verstöße notwendigen
Anordnungen. Sie kann nach § 16a Abs. 1 S. 2 TierSchG insbesondere Maßnah-
men zur Erfüllung der Anforderungen des § 2 TierSchG treffen (§ 16a Abs. 1 S. 2
Nr. 1 TierSchG), Tiere dem Halter wegnehmen (§ 16a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 TierSchG)
und Tierhaltungs- sowie Tierbetreuungsverbote aussprechen (§ 16a Abs. 1 S. 2
Nr. 3 TierSchG). Bei einer Feststellung eines Verstoßes gegen das TierSchG be-
steht dabei kein Entschließungsermessen seitens der Behörde, sondern lediglich
ein Auswahlermessen.19 Die Behörde ist verpflichtet, auf vorliegende oder dro-
hende Verstöße zu reagieren.20 Sofern ein Unterlassen die Schwelle zur Strafbar-
keit überschreitet, verstößt dies gegen § 17 Nr. 2b TierSchG i. V. m. § 13 StGB.
Der Amtstierarzt ist Garant für Misshandlungen von Tieren in seinem Zustän-
digkeitsbereich.

Das Verwaltungsverfahren richtet sich nach dem Verwaltungsverfahrensge-
setz und dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz des jeweiligen Landes.

bb) Überwachung

§ 16 Abs. 1 TierSchG nennt Betriebe und Einrichtungen, die einer routinemäßi-
gen Kontrolle unterliegen. Andere Bereiche werden lediglich anlassbezogen kon-
trolliert.21 Dies trifft beispielsweise auf die private Heimtierhaltung zu. Sofern
Verstöße gegen das Tierschutzgesetz festgestellt werden, hat die Behörde gemäß
§ 16a TierSchG zu reagieren.

18 Nicht zu verwechseln ist diese mit der Ethikkommission nach § 15 Abs. 1 S. 2 TierSchG,
die bei den Genehmigungen von Tierversuchen einzubeziehen ist.

19 VG Berlin, Beschl. v. 19.02.2013 – 24 L 25.13 (juris); Hirt/Maisack/Moritz/Felde,
TierSchG, § 16a Rn. 5 f.; Kemper NuR 2007, 790 (796); Kluge, TierSchG, § 16a
TierSchG Rn. 11 f.; Lorz/Metzger, TierSchG, § 16a TierSchG Rn. 9; Pfohl NuR 2009, 238
(241); Schönfelder, in: Kloepfer/Kluge (Hrsg.), Die tierschutzrechtliche Verbandsklage, 31
(38).

20 Groß, Rechtsdurchsetzung von Tierbelangen, S. 60; Kemper NuR 2007, 790 (793).
21 Hirt/Maisack/Moritz/Felde, TierSchG, § 16 Rn. 1.
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b) Rechtsschutz

aa) Maßgeblichkeit von subjektiv-öffentlichen Rechten

Die grundlegende Bestimmung für die Entscheidung für den Individualrechts-
schutz findet sich im Grundgesetz. Nach Art. 19 Abs. 4 GG steht demjenigen der
Rechtsweg offen, der durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt ist.
Es müssen demnach eigene Rechte gerügt werden. Eine individuelle Geltend-
machung öffentlicher Interessen kommt nicht in Betracht. Dies schlägt sich im
Verwaltungsrecht einfachgesetzlich in §§ 42 Abs. 2, 113 Abs. 1 S. 5 VwGO nie-
der.22 Nach § 42 Abs. 2 VwGO ist der Verwaltungsrechtsweg nur eröffnet, wenn
der Kläger geltend macht, durch das angegriffene Verwaltungshandeln in seinen
Rechten verletzt zu sein. Es ist eine Behauptung von eigenen Rechten im Sinne
des § 42 Abs. 2 VwGO als Sachentscheidungsvoraussetzungen für verwaltungs-
rechtlichen Rechtsschutz erforderlich. Auch § 47 Abs. 2 S. 1 VwGO fordert eine
Klagebefugnis hinsichtlich einer verwaltungsgerichtlichen Normenkontrolle.
Zwar gilt § 42 Abs. 2 VwGO systematisch nur für die Anfechtungs- und Verpflich-
tungsklage, jedoch ist er nach der Rechtsprechung auch bei der allgemeinen Leis-
tungsklage23, der Feststellungsklage nach § 43 VwGO24, der Fortsetzungsfeststel-
lungsklage nach § 113 Abs. 1 S. 4 VwGO25, im Verfahren des einstweiligen Rechts-
schutzes nach §§ 80, 80a26 und 123 VwGO27 sowie im Vorverfahren nach §§ 68 ff.
VwGO28 entsprechend anwendbar.29 § 42 Abs. 2 VwGO möchte Popular- und In-
teressentenklagen ausschließen30 und den Beklagten nicht unnötig in Anspruch
nehmen.31 § 113 Abs. 1 S. 1, Abs. 5 VwGO ist die entsprechende Konkretisierung
auf Ebene der Begründetheit.

bb) Bestimmung von subjektiv-öffentlichen Rechten

Der Kläger muss geltend machen, in eigenen Rechten verletzt zu sein.32 Die Ver-
letzung in eigenen Rechten, das heißt eines subjektiv-öffentlichen Rechts, muss

22 Wahl, in: Schoch/Schneider, Vorb § 42 Abs. 2 VwGO Rn. 1.
23 BVerwG, Urt. v. 28.10.1970 – VI C 48.68, BVerwGE 36, 192 (199).
24 StRspr, vgl. BVerwG, Urt. v. 26.01.1996 – 8 C 19/94, BVerwGE 100, 262 (271).
25 BVerwG, Urt. v. 23.03.1982 – 1 C 157.79, BVerwGE 65, 167 (170 f.).
26 BVerwG, Beschl. v. 02.08.1994 – 7 VR 3.94, BVerwG NVwZ 1994, 1000 (1001).
27 BVerwG, Beschl. v. 21.01.1994 – 7 VR 12.93, BVerwG NVwZ 1994, 370.
28 BVerwG, Urt. v. 18.05.1982 – 7 C 42.80, BVerwGE 65, 313 (318) = NVwZ 1983, 32.
29 Vgl. insgesamt auch Gluding, Kollektiver und überindividueller Rechtsschutz, S. 304

m. w. N.
30 BVerwG, Urt. v. 05.09.2013 – 7 C 21.12, BVerwGE 147, 312 (315); Baumgartner, Die

Klagebefugnis nach deutschem Recht, S. 15; Caspar DÖV 2008, 145 (147); Guckelberger,
Deutsches Verwaltungsprozessrecht, S. 45; Scharl, Die Schutznormtheorie, S. 26; Sodan, in:
ders./Ziekow, § 42 VwGO Rn. 365; Wahl/Schütz, in: Schoch/Schneider, § 42 Abs. 2 VwGO
Rn. 7.

31 Ehlers VerwArch 1993, 139 (144) m. w. N.
32 Hüttenbrink, in: Kuhla/ders., Der Verwaltungsprozess, Rn. 62 ff.
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